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BÜCHER

SOZIALPARTNERSCHAFT
UND EU

Rezension von: Ferdinand Karlhofer,
Emmerich Talos, Sozialpartnerschaft
und EU, Schriftenreihe des Zentrums

für angewandte Politikforschung,
Band 9, Signum Verlag,

Wien 1996, 226 Seiten, öS 278,-.

Vor drei Jahren erschien das Buch
"Sozialpartnerschaft - Kontinuität
und Wandel eines Modells", herausge-
geben vom Politologen Emmerich
Talos (Rezension in Wirtschaft und
Gesellschaft 4/93). In diesem Band
wurde ausführlichst auf historischen
Hintergrund, geänderte Rahmenbe-
dingungen sowie aktuelle und zukünf-
tige Herausforderungen für das Sy-
stem der österreichischen Sozialpart-
nerschaft eingegangen. Die seither
gravierendste Änderung dieser Rah-
menbedingungen war wohl der Bei-
tritt Österreichs zur Europäischen
Union. Zu eben diesem Aspekt ist nun
der vorliegende Band von Karlhofer
und Talos erschienen, der quasi als
Aktualisierung und Ergänzung be-
trachtet werden kann.

Die Sozialpartnerschaft leidet tradi-
tionell nicht gerade an einem Mangel
an Kritikern und Literatur (auch in
der Sozial- und Politikwissenschaft -
nachzulesen u. a. in der oben ange-
führten Rezension), die diese Instituti-
on krankjammern oder gar totsagen.
Nun kommt dazu mit dem EU-Beitritt
noch der Übergang vieler rechtlicher,
ökonomischer und politischer Gestal-
tungskompetenzen auf die supranatio-
nale Ebene, ohne daß sich auf dieser
Ebene Strukturen abzeichnen, die eine

annähernde Ähnlichkeit (und vor al-
lem Wirksamkeit) mit dem österreichi-
schen System der Interessenkonzertie-
rung aufweisen ("der sogenannte ,so-
ziale Dialog' ... gilt vielen als kaum
mehr als eine Arabeske der europäi-
schen Architektur" - S. 9). Karlhofer
und Talos gehen somit den Fragen
nach, ob die auf den ersten Blick nahe-
liegende Vermutung eines Bedeu-
tungsverlustes der Sozialpartner-
schaft zutrifft, was an nationaler Ge-
staltungsautonomie erhalten bleibt
und wie die Sozialpartner in den
neuartigen Entscheidungsstrukturen
eingebunden sind. Abschließend ent-
wickeln (und bewerten) sie drei Zu-
kunftsszenarien für die Entwicklung
der österreichischen Sozialpartner-
schaft.

In Teil I des Buches ("Verbände -
Sozialpartnerschaft in Österreich") ist
im wesentlichen eine Zusammenfas-
sung des einleitend angeführten Talos-
Buches zu finden, also eine Darstel-
lung der Geschichte, der Institutionen,
der Politikfelder und der Änderungen
der Rahmenbedingungen der Sozial-
partnerschaft. Kleine technische Un-
genauigkeiten (z. B.: Gründungsjahr
des Lohnunterausschusses 1962 statt
1957 in Schaubild auf S. 30; geänderte
Funktionsweise der Paritätischen
Kommission seit neuem Sozialpartner-
abkommen von 1992: diese wurde
von einer "Abstimmungsmaschinerie"
zum Diskussionsforum, das die frühe-
re "Wirtschaftspolitische Aussprache"
ersetzt) stören dabei nicht substan-
tiell.

Die interessante Ergänzung stellt
das dritte Kapitel dar, das detailliert
den Prozeß der Meinungsbildung in
den Sozialpartner-Institutionen zur
Frage der EU-Mitgliedschaft nach-
vollzieht und die Rolle der Sozialpart-
ner als Katalysator in der Beitrittsfra-
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ge herausarbeitet. Die auch von ande-
ren Seiten des öfteren geäußerte Ver-
wunderung darüber, daß sich die Sozi-
alpartner vehement für einen Schritt
stark machten, der mit großer Wahr-
scheinlichkeit ihren Einfluß reduziert,
klingt auch bei Karlhofer und Talos
an, wenn sie von einer "... Politik des
kalkulierten Terrainverlustes, dem
durchaus auch ein Terraingewinn ge-
genübersteht ... " (S. 9), sprechen. Die
These, daß die Sozialpartner schlicht
und einfach das österreichische Ge-
samtinteresse über gruppen- oder ver-
bandsindividuelle Interessen stellten,
wozu sie eben gerade durch das Sy-
stem der umfassenden Repräsentation
in der Lage sind, dürfte den Autoren
aber zu gewagt erschienen sein. Tatsa-
che ist es jedenfalls, daß sich die Sozi-
alpartner in der Vergangenheit immer
wieder zur weiteren Integration be-
kannten und diese initiativ unterstütz-
ten (Details dazu sind in der Sozial-
partnerstellungnahme "Österreich
und die Europäische Integration" vom
1. März 1989 nachzulesen).

Teil II ("Organisierte Interessen - In-
teressenvermittlung - politische Regu-
lierung in der EU") befaßt sich mit der
Organisation und Durchsetzung von
Verbandsinteressen auf europäischer
Ebene. Dargestellt werden die eu-
ropäischen Dachverbände und ihre
Probleme wie Repräsentationsgrad,
interner Interessenausgleich und Mög-
lichkeiten der Durchsetzbarkeit su-
pranationaler Vereinbarungen auf na-
tionaler Ebene. Interessant dabei ist
u. a. die Problematik der WKÖ, die -
im Gegensatz zum VÖI - durch die
gesetzliche Mitgliedschaft nicht im
europäischen Industrie-Dachverband
(UNICE) vertreten ist, und die sieh
auch durch ihre Doppelrolle als Ar-
beitgeberverband und Produzenten-
verband von der Struktur einiger an-
derer nationaler Unternehmerverbän-
de unterscheidet.

Ausführlich wird auch das Thema
"Lobbying" definiert und beschrie-
ben. Eindrucksvoll wird die Vielfältig-
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keit der Optionen und Strategien, um
nationalen Verbandsinteressen in
Brüssel Gehör zu verschaffen, aufge-
zeigt und systematisiert. Anhand eini-
ger (nationaler) Fallbeispiele werden
dann Gründe und Motive für die Wahl
bestimmter "Routen" dargestellt. Daß
dabei "... das ,in Brüssel' praktizierte
Lobbying nicht in seiner Gesamtheit
mit dem Etikett Pluralismus zu verse-
hen ... " ist (S. 77), stellt noch eine
milde Formulierung dar (zur Proble-
matik konzertierter Interessenvertre-
tung versus Lobbying und den hochin-
teressanten demokratiepolitischen Im-
plikationen sei hier der Hinweis auf
P. Gerlieh, "Interessensysteme und Po-
litik - Versuch einer Evaluierung", er-
schienen in: Materialien zu Wirtschaft
und Gesellschaft", Band 55, AK Wien
1995, gestattet). Abgerundet wird die-
ser Teil durch die Beschreibung des
mühsamen Prozesses des supranatio-
nalen "Sozialen Dialoges" anhand der
Diskussionen und der Verhandlungen
über den Euro-Betriebsrat und eu-
ropäische Kollektivverträge.

In Teil III ("Sozialpartnerschaft und
Interessenvermittlung seit dem Bei-
tritt") wird der Versuch einer Darstel-
lung unternommen, wie die Einbin-
dung der österreichischen Sozialpart-
ner auf den verschiedensten Politik-
ebenen unter der Bedingung der EU-
Mitgliedschaft tatsächlich erfolgt: auf
nationaler Ebene mittels formeller
und informeller Kontakte mit Fach-
ressorts, Regierung, Parlament und
auch untereinander; auf europäischer
Ebene durch europäische Dachver-
bände, Vertretung in Gremien und
Ausschüssen etc. Die Autoren führten
- vor allem zu diesem Teil des Buches -
sinnvollerweise zahlreiche Interviews
mit Praktikern, um die in Teil II be-
schriebenen komplexen Wege der In-
teressenvermittlung mit Leben zu fül-
len.

Eine Stärke des Buches, nämlich
rasch nach dem Beitritt erschienen zu
sein und damit rechtzeitig wertvolle
Informationen zu liefern, erweist sich
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in diesem Abschnitt (in der Natur der
Sache liegend und somit ohne Ver-
säumnis der Autoren!) als kleiner
Nachteil. Denn vielfach festigen sich
Informations- und Kommunikations-
strukturen erst jetzt, nach mehr als
einem Jahr der EU-Mitgliedschaft, in
dem viele der Beteiligten schlicht und
einfach von der geänderten Situation
überfordert waren. So wird beispiels-
weise im vorliegenden Buch die Be-
deutung der Coreper- Vorbereitung
etwas überschätzt, denn für diese be-
steht eine formale, leicht nachvoll-
ziehbare Struktur. Für die Einbrin-
gung neuer inhaltlicher Aspekte ist in
diesem Stadium der Zug in der Regel
schon längst abgefahren. Der Rea-
lität entsprechend ist jedoch sicher-
lich die Feststellung, daß für die So-
zialpartner nach wie vor die nationa-
le Regierung und deren Positionie-
rung im Rat einen zentralen Ansatz-
punkt für ihre Mitgestaltung der Po-
litik darstellen.

Im Teil IV ("Ausblick: Sozialpart-
nerschaft - ein Muster der Interessen-
politik von Dauer?") werden - in vol-
lem Bewußtsein der damit verbunde-
nen Unsicherheiten und Unwägbar-
keiten - drei alternative Zukunfts-
szenarien dargestellt. Hier sollen nur
die Ergebnisse der drei detailliert ent-
wickelten Szenarien sowie deren Be-
wertung durch die Autoren wiederge-
geben werden. Szenario 1 ("ver-
schränkte negative Dynamik"), nach
dem durch national und international
wirkende Kräfte (steigender Wettbe-
werbsdruck, Konflikte um Verteilung
und Budget, Erosion des Normalar-
beitszeitverhältnisses, sinkende politi-
sche Akzeptanz ... ) die wesentlichen
Funktionsgrundlagen der Sozialpart-
nerschaft aufgeweicht werden bzw.
ganz wegfallen, so daß praktisch deren
Ende eingeleitet wird, wird von den
Autoren zumindest mittelfristig aus-
geschlossen. Ebenso als unwahr-
scheinlich wird Szenario 2 ("ver-
schränkte positive Dynamik") einge-
schätzt, in dem es in Österreich zur
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Lösung der wesentlichen anstehenden
Probleme unter voller Einbindung der
Sozialpartner kommt, auf europäi-
scher Ebene zur Etablierung einer ma-
kroökonomischen Steuerungskompe-
tenz und zu einer Stärkung der Inter-
essenverbände, sowohl auf europäi-
scher Ebene als auch in den anderen
Mitgliedstaa ten.

So bleibt den Autoren - nicht wirk-
lich überraschend - Szenario 3 ("Par-
allelität und Gegenläufigkeit nationa-
ler und europäischer Wandlungspro-
zesse") als goldener Mittelweg (oder
geradezu als Komprorniß im besten so-
zialpartnerschaftlichen Stil?) zwi-
schen den beiden Extremen: wirt-
schaftliche und soziale Veränderungen
verstärken zwar die Partikularisie-
rung von Interessen und verschlech-
tern somit die Ausgangsbedingungen
für eine korporatistische Interessen-
politik. Aber die Regierung erkennt
den Nutzen, den sie direkt und Öster-
reich insgesamt aus der Einbindung
der Sozialpartner erzielen kann, und
greift auf deren Problemlösungskom-
petenz zurück. In Österreich bleibt die
politische Makroebene dominant,
während auf der Gemeinschaftsebene,
wo keine parallele Entwicklung wahr-
scheinlich ist, die Mesoebene bestim-
mend sein wird. Die Sozialpartner-
schaft besteht in diesem Szenario -
wenn auch mit wesentlichen Modifi-
kationen - fort; sie wird sich auf we-
sentliche Kernbereiche (insbesondere
Einkommens-, Wirtschafts-, Sozial-
und Umweltpolitik) beschränken und
den von F. Traxler in der Fachliteratur
schon vielfach dargelegten Wandel
vom Nachfrage- zum Angebotskorpo-
ratismus vollziehen.

Abgerundet wird das Buch durch ei-
nen ausführlichen Anhang, in dem
themenrelevante Dokumente im Ori-
ginaltext nachzulesen sind, sowie
durch eine umfangreiche Literaturli-
ste. Zu dieser muß allerdings bemerkt
werden, daß sie zwar für Wirtschafts-
historiker interessante jahrzehntealte
Schriften über die Paritätische Kom-

443



Wirtschaft und Gesellschaft

miSSIOn enthält, in denen ausführ-
lichst Vorgänge beschrieben werden,
die für die Gegenwart und Zukunft
der Sozialpartnerschaft irrelevant
sind (z. B. Preisregelung im Preisun-
terausschuß). Andererseits fehlt aktu-
elle Literatur, die genau die im vorlie-
genden Buch analysierten Fragen be-
handelt, wie etwa die weiter oben zi-
tierte Schrift von P. Gerlich ("Interes-
sensysterne und Politik"), das von M.
Mesch herausgegebene Buch "Sozial-
partnerschaft und Arbeitsbeziehungen
in Europa", Wien 1995 (aus dem nur
zwei Beiträge einzeln in die Literatur-
liste aufgenommen wurden), welches
die These untermauert, daß die EU-
Mitgliedschaft nicht zwingend zu ei-
ner Konvergenz der Systeme der Ar-
beitsbeziehungen führen muß, oder die
vom Beirat für Wirtschafts- und Sozi-
alfragen publizierte Broschüre "Der
österreichische Weg" (Wien 1995),
welche die Einbettung der Sozialpart-
nerschaft in das politische System
Österreichs anhand ihres aktuellen
Standes darstellt.

Das Buch bietet insgesamt einen
hervorragenden, gut recherchierten
und umfassenden Überblick über die
vielfältigen Aspekte der Mitgestaltung
der Politik durch die Sozialpartner
nach dem Beitritt Österreichs zur EU.
Dennoch seien dem Rezensenten eini-
ge kritische Anmerkungen, zuerst ge-
nerell, dann zu einzelnen Detailpunk-
ten und Argumenten, gestattet. Die
meisten davon betreffen nicht nur das
vorliegende Buch von Karlhofer und
Teilos, sondern die Analyse der Sozial-
partnerschaft aus der Sicht der Poli-
tikwissenschaft ganz generell.

Ein informelles, da auf freiwilligen
Vereinbarungen beruhendes, vieldi-
mensionales Kooperationssystem wie
die österreichische Sozialpartner-
schaft, in der noch dazu vieles nicht im
noch eher faßbaren institutionellen
Gerüst der Paritätischen Kommission
abläuft, ist mit den vorhandenen Me-
thoden der Wissenschaft nur schwer
darstell- und erklärbar. Damit sind
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diese Analysen zwei Arten von Gefah-
ren ausgesetzt: einerseits der Versteine-
rung von Argumenten, die solange wie-
derholt werden, bis sie sich verselb-
ständigen, ohne in der Folge genauer
hinterfragt zu werden; andererseits
scheint es der die Sozialpartnerschaft
analysierenden Wissenschaft nicht so
ganz zu gelingen, sich zeitgeistigen,
kurzfristigen Modetrends zu entziehen,
wie das folgende Beispiel zeigen soll.

So erscheint es sachlich kaum be-
gründbar zu sein, daß die Autoren
vielfach, wenn von der gegenwärtigen
und zukünftigen Funktionsfähigkeit
der Sozialpartnerschaft die Rede ist,
das Wort "noch" (zumeist in Klam-
mer) davor setzen (Beispiele dazu etwa
auf S. 9, 39, 49), wodurch sie sich dem
Verdacht einer etwas opportunisti-
schen Absicherung aussetzen. Was soll
diese permanente Unkerei, wenn doch
am Ende des Buches die Autoren im
von ihnen als am wahrscheinlichsten
eingeschätzten Szenario vom grund-
sätzlichen Weiterbestehen der Sozial-
partnerschaft ausgehen?

Nun wurde das Buch sicher gerade
in einer Phase verfaßt, als nach Ereig-
nissen wie "Haider-Taferl", AK- und
Nationalratswahl 1994, Kammerde-
batte und Sparpaket 1995 das "Sozial-
partnerprügeln" (von höchster Stelle
abwärts) Hochkonjunktur hatte. "Das
Sparpaket vom Frühjahr 1995 ist Be-
leg dafür, daß die Regierungsparteien
auch ohne Einbindung der Interessen-
organisationen Entscheidungen tref-
fen" (S. 46), so belegen die Autoren
u. a. den Bedeutungsverlust der Sozi-
alpartner. Ein Jahr später scheint sich
nach einer Reihe von Ereignissen (Er-
suchen der Bundesregierung an die
Sozialpartner, ein Budgetsanierungs-
konzept zu erstellen, Nationalrats-
wahlergebnis 1995, Einbindung der
Sozialpartner in Budgeterstellung für
1996 und 1997, Ergebnisse der Mit-
gliederbefragungen ... ) die Lage wie-
der geändert zu haben.

Zur Klarstellung: Hier soll weder an
der autonomen Handlungsfähigkeit
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der Regierung gezweifelt werden, noch
sollen die Veränderungen im ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Umfeld,
welche die traditionelle Interessen-
konzertierung in tendenziell steigen-
dem Maße erschweren, in ihrer Bedeu-
tung geschmälert werden. Hier soll
nur davor gewarnt werden, daß sich
die wissenschaftliche Analyse zu sehr
an kurzfristigen und gelegentlich
kurzlebigen Modeströmungen orien-
tiert. Ähnliches trifft übrigens auf die
Passage zu, wo die "Europa-Stellung-
nahme" des ÖAKT zitiert wird, in wel-
cher die AK die Ansicht vertrat, daß
auch eine einnahmenseitige Deckung
der Budget-Belastungen notwendig
sei. Die Autoren meinen dazu: "Die
konfliktreich diskutierten budgetpoli-
tischen Strategien sprechen allerdings
eine andere Sprache." (S. 60). Auch in
diesem Fall erweist sich der Kommen-
tar bereits nach einem weiteren halben
Jahr als verzichtbar.

Doch nun zu einigen in der Ausein-
andersetzung mit der Sozialpartner-
schaft, und auch im vorliegenden
Band, oft auftauchenden Schlagworten
wie Privilegierung, Legitimations- und
Demokratiedejizit, Intransparenz etc.,
die zwar nicht grundsätzlich völlig an
den Haaren herbeigezogen sein mögen,
die aber als Elemente des eisernen Be-
standes an Argumenten vielfach etwas
zu undifferenziert über die Jahrzehnte
fortgeschrieben werden. Die Notwen-
digkeit einer etwas differenzierteren
Betrachtung wird von den Autoren al-
lerdings nicht erkannt; denn sie gehen
davon aus, daß es" ... unter Sozialwis-
senschaftern/innen als unumstritten
(gilt), daß vor allem die Kammern mit
einem nahezu schon chronisch gewor-
denen Legitimationsdefizit konfron-
tiert sind" (S. 43). Als Beleg dafür wer-
den Umfrageergebnisse zitiert, die -
zugegebenermaßen noch vor Abschluß
der Runde der Mitgliederbefragungen
in den Kammern - negative Ergebnisse
gelegentlich mit Fragestellungen a la
"Würden Sie gerne weniger Steuern
zahlen?" provozierten.
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"Politische Privilegierung der Sozi-
alpartner durch Monopolstellung" -
dieser immer wiederkehrende Begriff
(z. B. Seiten 24, 25, 26, 161) ist insofern
mißverständlich, da er leicht als unge-
rechtfertigte Bevorzugung im Prozeß
der politischen Willensbildung inter-
pretiert werden kann. Es ist wesentli-
cher Bestandteil des österreichischen
politischen Systems, daß per Gesetz
eine Vielzahl von Kammern die Inter-
essen der zur Entstehung des BIP bei-
tragenden Bevölkerungsgruppen ver-
tritt. Durch die umfassende gesetzli-
che Mitgliedschaft werden somit auch
die "Kleinen und Schwachen" vertre-
ten. Alle Kammern haben das Recht
zur Gesetzesbegutachtung (Zitat von
S. 141: "De facto sind es allerdings
mehr als hundert Institutionen, denen
zwecks Stellungnahme einschlägige
Vorlagen aus den Fachressorts zuge-
sandt werden! "). Die Leitungsorgane
werden demokratisch gewählt, es gibt
zahlreiche interne und externe Kon-
trollinstanzen. Kammern entsprechen
damit in erstaunlicher Weise dem so
modern gewordenen Prinzip der Sub-
sidiarität ("Nebenprodukt": schlanke-
rer Staat!). Die entscheidende Frage
ist somit: Wäre die Alternative, näm-
lich ein Lobby-System, in dem nur die
wirtschaftlich Starken das Sagen ha-
ben, tatsächlich demokratischer?

Es fällt schwer, es als Privileg oder
gar undemokratisch anzusehen, wenn
eine Regierung versucht, große Teile
der Bevölkerung in ihre Entschei-
dungsfindung einzubinden, um somit
eine größtmögliche Akzeptanz ihrer
Entscheidungen abzusichern (davon
hängt schließlich auch die Wahr-
scheinlichkeit ihrer Wiederwahl nicht
unwesentlich ab - und die parlamen-
tarische Demokratie soll ja wohl doch
nicht zur Disposition gestellt werden).
Das Verhalten der großen gesellschaft-
lichen Gruppen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer bestimmt nun einmal we-
sentlich die wirtschaftliche Zukunft
eines Landes und damit natürlich
auch die Entwicklung der Staatsfi-
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nanzen sowie die Finanzierung von
Sozialleistungen für andere Gruppen.
Sie sind somit als erste Ansprech-
Adresse prädestiniert; dies insbeson-
dere dann, wenn durch die gesetzliche
Mitgliedschaft in ihren Verbänden ge-
währleistet ist, daß diese nach Fin-
dung eines intemen Interessenaus-
gleichs mit einer Stimme sprechen,
und daß sie daher in kritischen Situa-
tionen schwierige und unpopuläre,
aber notwendige Maßnahmen zur
langfristigen Sicherung des Wohlstan-
des aller mittragen können. Unter die-
sem Gesichtspunkt erscheint es nur
sinnvoll und logisch, daß die Regie-
rung - bei formaler Gleichberechti-
gung aller Kammem - einen Konsens
eher mit Arbeitgeber- und Arbeitneh-
mervertretungen sucht als mit der
Dentisten- oder der Tierärztekammer.

Ähnlich verunglückt ist der Ge-
brauch des Wortes "Privilegierung"
bei der Beschreibung des Sachver-
halts, daß der Großteil der österreichi-
schen Mitglieder im Wirtschafts- und
Sozialausschuß der EG den großen
Dachverbänden nahestehen (vgl. S.
161). Wenn es Sinn und Zweck des
WSA ist, daß die gesellschaftlichen
Gruppen eines Landes möglichst um-
fassend vertreten sind, so ist es nur lo-
gisch, Vertreter der mitgliedsstärksten
Verbände zu nominieren. Ist es "Privi-
legierung", wenn die stimmenstärkste
Partei die meisten Sitze im National-
rat erhält? Hätte die Regierung im Sin-
ne eines "Privilegienabbaus" eher ei-
nen Vertreter des Kleintierzüchterver-
bandes anstatt des Vereines ÖGB no-
minieren sollen ?

Auch die Transparenz/rage ist bei
näherer Betrachtung nicht ganz
einfach zu interpretieren und zu
bewerten. Neben dem geregelten
Beschlußverfahren in einzelnen Ver-
bänden und neben den sozialpart-
nerschaftlichen Gremien lauft eine
Vielzahl "informeller Interaktionen"
(S. 143) zwischen Interessenvertretun-
gen und Politik, die quantitativ und
qualitativ nicht erfaßbar sind, da es
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dafür kein ",ritualisiertes' Procedere"
(S. 145) gibt. "Die diesbezüglich ein-
schlägigen Medien sind Telefonge-
spräche, Fax, Gespräche bei diversen
Sitzungen usw." (S. 144). Das Unbeha-
gen des Forschers darüber mag ver-
ständlich sein. Aber auch jeder Parla-
mentsabgeordnete oder sonstige poli-
tische Mandatar versucht, sich Infor-
mationen von möglichst kompetenten
Quellen zu holen - sei es von Verbän-
den oder Einzelpersonen, von seinem
Steuerberater, betroffenen Stamm-
tischfreunden usw. Demokratiepoliti-
sche Bedenken oder ein Mangel an
Transparenz wird in diesem Zusam-
menhang weit seltener geäußert, als
wenn es um den Einfluß der Interes-
senverbände geht.

Bestandteil des gesicherten Wissens
der Sozialwissenschaft und daher
nicht differenzierter zu betrachten ist
offensichtlich aus der Sicht der Auto-
ren auch der gebetsmühlenartig repro-
duzierte, für die Frauen in diesem
Lande angeblich verhängnisvolle Ein-
fluß des Machtkartells der männerdo-
minierten Sozialpartner. "Daß realiter
allerdings nicht alle Mitgliedergrup-
pen in gleicher Weise besser gestellt
wurden, zeigt sich eindrücklich an den
seit Jahrzehnten unveränderten gra-
vierenden Einkommensunterschieden
zwischen Männern und Frauen ebenso
wie an der Benachteiligung von Frau-
en im Bereich sozialer Sicherung"
(S. 25). Dazu nur drei kurze Bemer-
kungen:

Erstens ließe sich spitzfindig ein
sprachlicher Widerspruch in der Fest-
stellung identifizieren, daß die Gruppe
der Männer im Zeitablauf besser ge-
stellt wurde, wobei aber gleichzeitig
"unveränderte Einkommensunter-
schiede" konstatiert werden. Doch -
jenseits des Zynismus - es ist offen-
kundig, daß Frauen in vielen Berei-
chen in Wirtschaft und Gesellschaft
(gemeint ist dabei nicht die vorliegen-
de Zeitschrift) unterprivilegiert sind.
Aber: zweitens - ist dafür wirklich die
Sozialpartnerschaft zur Verantwor-
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tung zu ziehen? Bei all ihrem tatsächli-
chen oder vermuteten Einfluß kann
auch diese nicht alle tradierten gesell-
schaftlichen Denk-, Erziehungs- und
Verhaltensmuster per Sozialpartner-
übereinkommen abschaffen. Was sie
tun kann, und worum sich insbesonde-
re die Arbeitnehmervertretungen auch
ständig bemühen, ist es beispielsweise,
untere Lohngruppen stärker anzuhe-
ben oder aufzulassen, besonderer Aus-
beutung durch atypische Arbeitsver-
hältnisse entgegenzutreten etc. Daher
- drittens - die Gegenthese des Re-
zensenten: ein Blick auf die Einkom-
mensdisparitäten (und deren Entwick-
lung) in Ländern ohne ausgeprägte
korporatistische Strukturen (Bsp.:
USA, Großbritannien) läßt den Schluß
zu, daß - vorsichtig ausgedrückt - die
Lage der Frauen ohne Sozialpartner-
schaft in Österreich nicht unbedingt
eine dramatisch bessere wäre.

Der Anteil der voranstehenden kriti-
schen Bemerkungen an der Rezension
ist - aufgrund ihrer eher generellen
Natur - in Relation zur Bedeutung des
Buches etwas überproportioniert.
Deshalb soll nochmals betont werden,
daß es Karlhofer und Tälos gut gelun-
gen ist, ein enorm komplexes und fa-
cettenreiches Thema in umfassender
und systematischer Form darzustellen.
Speziell einzelne Passagen, in welchen
Wertungen oder Spekulationen über
mögliche Entwicklungen vorgenom-
men werden, sind dabei naturgemäß
nicht dem gesicherten Wissen zuzu-
zählen, vielmehr können sie Anlaß für
weitere Diskussionen geben.

Ebenfalls in der Natur der Sache
liegt es, daß einige Vorgänge in der
Realität möglicherweise bald anders
ablaufen werden, als im Buch be-
schrieben. Denn im ersten EU-Jahr
war Österreich (auf allen Ebenen) vor
allem damit beschäftigt, den Rechtsbe-
stand der EU sowie Materien aufzuar-
beiten, die bereits vor dem Beitritt
Österreichs angegangen worden wa-
ren. Aber die Zeit des Reagierens müß-
te langsam vorbei sein - nun ist es
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höchste Zeit, daß Österreich beginnt,
sich klar zu profilieren, Themen zu be-
setzen und offensiv voranzutreiben.
Dazu ist aber auch noch eine deutliche
Verbesserung der Koordination der
verschiedensten nationalen Politik-
ebenen und auch einzelner handelnder
Personen notwendig. Die Bewährung
der sozialpartnerschaftlichen Einkom-
menspolitik nach Einführung der Ein-
heitswährung wird ein ergänzendes
Kapitel wert sein, geht doch die allge-
meine Einschätzung von einem Stand-
ortvorteil Österreichs durch die
langjährige Praxis der gesamtwirt-
schaftlichen Orientierung und der fi-
xen DM-Bindung des Schilling aus. Ei-
ne nächste, überarbeitete Auflage kann
daher mit Spannung erwartet werden.

Daß die Aufgaben, die auf die Sozi-
alpartner(schaft) zukommen, nicht
kleiner werden, ist evident. Es ist auch
durchaus möglich, daß die Differenzen
zwischen den Sozialpartnern hinsicht-
lich aktueller Fragen größer geworden
sind (vgl. S. 42). Dies muß aber die
Funktionsfähigkeit der Sozialpartner-
schaft nicht notwendigerweise negativ
beeinflussen. Denn es ist ein weit ver-
breitetes Mißverständnis, daß Sozial-
partnerschaft bedeute, gemeinsame
Interessen (möglicherweise auf Kosten
Dritter) durchzusetzen. Im Gegenteil:
Sozialpartnerschaft ist gerade darauf
begründet, daß erhebliche Interes-
sen(" Klassen" -)gegensätze bestehen.
Sie bezeichnet vielmehr den Stil, wie
diese kooperativ anstatt durch für alle
schmerzvolle offene Konfliktaustra-
gung bewältigt werden können. Diese
Methode mußte sich in der bisher rund
vierzigjährigen Geschichte der öster-
reichischen Sozialpartnerschaft lau-
fend unter sich ändernden Rahmenbe-
dingungen bewähren. Der (dem
Krankjammern im Text widerspre-
chenden) Schlußfolgerung der Auto-
ren, die Sozialpartnerschaft werde
vermutlich doch - wenn auch modifi-
ziert - weiterbestehen, kann daher nur
schwer widersprochen werden.

Thomas Delapina

447


